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10.08.2009 

 
Baden-württembergische Rechtsberatungskonferenz am Montag, 19. Oktober 2009 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gemeinsam mit dem Diakonischen Werk Württemberg laden wir herzlich zu unserer nächsten 
Rechtsberatungskonferenz ein. Wir würden uns freuen, Sie begrüßen zu dürfen am 

 
Montag, den 19. Oktober 2009, 10:15 Uhr bis 16:15 Uhr 

im Evangelischen Oberkirchenrat Karlsruhe, Blumenstraße 1, Sitzungssaal 1, 1. OG, 
von KA-Hbf mit S 1/11 oder S 4 oder Straßenbahn 2 bis Haltestelle Ettlinger Tor. 

 

Die folgende Tagesordnung ist vorbereitet: 
 

1. Begrüßung und Einführung 
2. Neues aus der Rechtsprechung des BVerfG und der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

 
Gesprächspartner:     Michael Hoppe, Wiss. Mitarbeiter beim BVerfG, Karlsruhe 
 

3. Staatsangehörigkeitsrecht 
Entlassverfahren bei kosovarischen Staatsangehörigen 
Einführung: Sigrid Godbillon, Pfullingen 
 

4. Aktuelle Rechtsfragen des Freizügigkeits-, Aufenthalts- und Flüchtlingsrechts 
 

- Assoziationsratsbeschluss 1/80: Neue Entwicklungen bei der Umsetzung der 
Entscheidung des EuGH Soysal - Visumspflicht für türkische Staatsangehörige 
Einführung: RA Dr. Rolf Gutmann, Stuttgart 
 

- Neuerungen bei dem internen Schutz   
Einführung: RA Berthold Münch, Heidelberg 
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- Nachfluchtgründe im Folgeverfahren - § 28 II AsylVfG - Urt. BVerwG v. 18.12.2008  
Einführung: RA Harald Schandl, Freiburg  
 

5. Beweisanträge im asyl- und ausländerrechtlichen Verfahren, insbesondere für das 
Vorliegen von Erkrankungen (PTBS, u.a.)  
 
       Einführung:      Dr. Peter Jacob, Richter am VGH a. D., Karlsruhe  
 

6. Umsetzung Altfallregelung  
- Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis über den 31.12.2009 hinaus 

o Erneute Ausreiseaufforderung, Rechtsschutzfragen 
o Rückwirkende Erteilung 

o Die beiden Alternativen, Lebensunterhaltsberechnung, Vertrauensschutz 

o Ausnahmen von der Lebensunterhaltssicherung 

o Alternative Rechtsgrundlagen: § 25 Abs. 4 und 5 AufenthG? 

- Auswirkungen des Vorlagebeschlusses des VGH BW an das BVerfG im Hinblick auf 
die Frage der Verfassungswidrigkeit der Ausschlussregelung in § 104a Abs. 3 
AufenthG für Familienangehörige von Straftätern 
 
Einführung:  RAin Angela Furmaniak, Lörrach  
 

7. Änderungen im Recht der Abschiebehaft ? 
- Gebot größtmöglicher Beschleunigung – neuere Rechtsprechung 

- Praxis Abschiebehaft Mannheim 
 
Einführung:       RAin  Anne Feßenbecker, Mannheim  

8. Neue Entwicklungen im Sozialrecht 
 Der  Leistungsausschluss des § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB II („Aufenthalte zur 

Arbeitsplatzsuche“ und die neue Rechtsprechung, insbesondere EuGH, Urt. v. 
04.06.2009 – Vatsouras/Koupatantze)  
 
Einführung:       RA  Jörg Schmidt-Rohr, Mannheim  

9. Die Situation von Flüchtlingen in Malta 
 
        Bericht:       Josef Follmann/Ottmar Schickle/Berthold Münch 
 

10. Verschiedenes, Terminabsprache 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Pfarrerin Annette Stepputat     Jürgen Blechinger 
Landeskirchliche Beauftragte für die    Jurist im Fachbereich 
Seelsorge an Aussiedlern, Ausländern und   Migration und Flüchtlinge 
Flüchtlingen/Islamfragen 
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Rückmeldung bitte möglichst umgehend per Fax an:  
0721  9175  529 

 
 
Ich / Wir  

(Name/n des/r Teilnehmenden) 
 

von der Anwaltskanzlei: 
 
Anschrift: 
 
Telefon: 
 
Fax: 
 
E-Mail (bitte unbedingt angeben):  
 
 
(   ) werde/n an der Rechtsberatungskonferenz am 19. Oktober 2009 teilnehmen. 
 
(   ) kann/können nicht teilnehmen. 
 
(   ) möchte/n generell keine Einladung mehr. 
 
Weitere Anmerkungen/Anregungen/Wünsche für die Tagesordnung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


